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Wir blicken freudig auf das kommende Win-
tersemester. Die diesjährige Ringvorlesung 
des iwp zum Thema „Die Zukunft der Sozia-
len Marktwirtschaft: Wohlstand, Wettbe-
werb, soziale Absicherung“ findet jeweils 
montags von 17:45 bis 19:15 Uhr im Hörsaal C 
statt und startet am 19. Oktober 2026. Die ge-
ladenen Gastvortragenden spannen dabei 
den Bogen von der historischen Entstehung 
der Wirtschaftsordnung über drängende so-
zialpolitische Reformen der Renten- und Ge-
sundheitssysteme bis hin zum globalen Sys-
temvergleich sowie der Frage nach der gene-
rellen Zukunftsfähigkeit des Modells.  
 

Besonders hervorzuheben ist zum einen die 
Vorstellung des Jahresgutachtens des Sach-
verständigenrates durch Prof. Dr. Veronika 
Grimm am 23. November 2026 und zum an-
deren die Ludwig-Erhard-Lecture mit Prof. 
Dr. Justus Haucap am 7. Dezember 2026, der 
zum Thema Künstliche Intelligenz und Wett-
bewerb in Europa referieren wird. 
 

Weitere Informationen zur Ringvorlesung 
finden sich hier. Wir freuen uns über Ihre 
rege Teilnahme! 

Kölner Impulse 
zur Wirtschaftspolitik 

Nr. 3/2026 | August 2026 

Neues aus dem iwp 

 

In diesem Impuls…  
…analysiert Fabian Knapp die Entwicklung indi-
vidueller Inflationsraten und beleuchtet, was die 
gesellschaftliche Debatte um den Dönerpreis 
über die ungleiche Belastung von Haushalten 
verrät. Der Beitrag verdeutlicht, wie heterogene 
Konsumgewohnheiten zu unterschiedlichen 
Preissteigerungsraten führen. Es wird aufge-
zeigt, vor welche Herausforderungen diese Dis-
krepanzen die Geldpolitik stellen und warum 
sektorspezifische Preisschocks mitunter eine an-
gepasste Reaktion der Notenbanken erfordern. 
 
 

Außerdem kommentieren Michael Krause und 
Steffen J. Roth kurz die geplanten Änderungen 
des Informationsfreiheitsgesetzes. 
 
 

 
 
 

 

https://iwp.uni-koeln.de/veranstaltungen/ringvorlesung
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Kurz kommentiert:  
Geheimniskrämerei  
kostet Vertrauen  
 

Michael Krause und Steffen J. Roth 
 
Die Bürger sind der Souverän. Sie beauftragen Po-
litik und Verwaltung, in ihrem Interesse zu arbei-
ten. Die Delegation der Macht beinhaltet zwangs-
läufig das Risiko, dass auch Entscheidungen ge-
troffen werden, die die Wähler nicht nachvollzie-
hen können oder die fehlerhaft sind. Politikerin-
nen und Politiker, mit deren Entscheidungen die 
Wähler nicht zufrieden sind, können abgewählt 
werden. Wichtige Voraussetzungen zur Kontrolle 
von Politik und Verwaltung sind ausreichende In-
formationen und Transparenz.  

Seit 2006 gewährt das Informationsfreiheitsge-
setz (IFG) einen voraussetzungslosen Anspruch 
gegenüber Bundesbehörden auf Zugang zu amt-
lichen Informationen. Buchstäblich „Jeder“ hat 
Anspruch, ohne eine Begründung liefern oder ein 
rechtliches Interesse nachweisen zu müssen, un-
abhängig von Staatsbürgerschaft und Wohnsitz. 
Für einfache Auskünfte fallen keine Gebühren an, 
bei aufwändigeren Anfragen dürfen Gebühren 
von bis zu 500 Euro erhoben werden.  

Es geht nicht um Peanuts 

Das im IFG geregelte Auskunftsrecht nutzten bis-
her vor allem NGO und Journalisten. So wurden 
z.B. die Maut-Affäre um den früheren Verkehrsmi-
nister Scheuer und die Maskenbeschaffungs-Af-
färe unter dem damaligen Gesundheitsminister 
Spahn maßgeblich durch IFG-Anfragen aufge-
deckt. Die gescheiterte Pkw-Maut kostete den 
Steuerzahler immerhin 270 Millionen Euro Scha-
denersatz zuzüglich der Ausgaben für Rechtsbe-
ratung, Gutachter und den Verwaltungsaufwand. 
Im Fall des Debakels um die Maskenkäufe bezif-
fert der Bundesrechnungshof den bereits ent-
standenen Schaden auf 517 Millionen Euro. Das 
ausstehende finanzielle Risiko durch noch offene 
Klagen wird auf mindestens 2,3 Milliarden Euro 
geschätzt. Zu den direkten Kosten kommen noch 
indirekte Kosten der Marktverzerrungen hinzu. 

Geheimnistuerei statt Transparenz 

Am 1.7.2026 hat der Koalitionsausschuss nun er-
hebliche Einschränkungen des IFG beschlossen. 

Fortan soll nicht mehr Jedermann die Auskunfts-
rechte einfordern dürfen, sondern nur noch „na-
türliche Personen“, die entweder deutsche 
Staatsbürger sein müssen oder Unionsbürger mit 
Wohnsitz in Deutschland. NGOs, Vereine und Me-
dienunternehmen sind damit genauso außen vor 
wie Bürger mit anderer Staatsbürgerschaft. 

Außerdem soll der Anspruch auf Informationen 
nicht mehr voraussetzungslos sein. Jede Anfrage 
muss vielmehr fortan ein „berechtigtes Inte-
resse“ begründen. Niemand weiß, wie und 
wodurch dies nachgewiesen würde. Bis zu ge-
richtlichen Klärungen wäre die Interpretation 
wohl den Behörden überlassen, die eigentlich 
Auskunft erteilen sollen.   

Das „berechtigte Interesse“ von Journalisten und 
Abgeordneten als Vertretern der vierten Gewalt 
und der Legislative steht kaum in Frage. Künftig 
sollen jedoch nur Personen ein Anrecht nach dem 
IFG haben, die entsprechende Auskünfte „nicht 
durch andere Regelungen erreichen können.“ 
Journalisten und Abgeordnete sollen auf das 
Presserecht bzw. das parlamentarische Frage-
recht verwiesen werden. Diese beinhalten aber 
kein Anrecht auf Akteneinsicht und die Heraus-
gabe von Dokumenten.    

Zusätzlich droht abschreckend, dass Antragstel-
ler sämtliche durch eine Anfrage entstehenden 
Kosten tragen müssten, was weit über 500 Euro 
hinausgehen könnte.  

Intransparenz erhöht Risiko ineffizienter Politik 

Der „Preis“ von zweifelhaften Entscheidungen in 
Politik und Verwaltung ergibt sich aus der Wahr-
scheinlichkeit, entdeckt zu werden, multipliziert 
mit den Konsequenzen der Entdeckung. Die 
Schwächung des IFG senkt die Entdeckungswahr-
scheinlichkeit von Fehlern und lässt dieselben Ak-
teure nachlässiger, risikofreudiger oder eigennüt-
ziger handeln. Die Delegation der politischen 
Macht wird damit ein schlechteres Geschäft für 
die Wähler. In Zeiten schwindenden Vertrauens in 
die Politik ist das kein gutes Signal. 
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Der Döner als gefühltes Maß der Infla-
tion 
 
Die Diskussion über die Inflation in Deutschland 
wird in der breiten Öffentlichkeit oft nicht anhand 
von Preisindizes des Statistischen Bundesamtes ge-
führt, sondern an einem sehr greifbaren Gut: dem 
Döner. Die mediale Berichterstattung greift diese 
Wahrnehmung auf, etwa wenn das Handelsblatt die 
Frage stellt: „Inflation: Warum regt uns der Döner-

preis so auf?“1, oder die Tagesschau analysiert: 

„Wie teuer Döner geworden ist“2.  Tatsächlich ver-

zeichnen gerade Güter des täglichen Konsums und 
der Gastronomie in den vergangenen Jahren signifi-
kante Preiszuwächse, die sich unmittelbar im 
Budget privater Haushalte niederschlagen. Dass 
ausgerechnet diese Preisentwicklung derart im Fo-
kus der öffentlichen Wahrnehmung steht, ist kein 
Zufall. Sie fungiert als Symbol für gestiegene Le-
benshaltungskosten und verweist auf ein tieferlie-
gendes Phänomen: Die offiziell gemessene, durch-
schnittliche Inflationsrate spiegelt oft nicht die tat-
sächliche Preisbelastung wider, die der einzelne 
Bürger in seinem alltäglichen Konsum erfährt. Wer 
beispielsweise häufig einen Döner konsumiert, ist 
von dessen Preisentwicklung direkt betroffen und 
erfährt somit eine höhere persönliche Inflationsrate 
als jemand, der sein Geld vorwiegend für Güter mit 
stabilen Preisen ausgibt. 
 

 
 
 

 
1 https://www.handelsblatt.com/unternehmen/handel-konsumgueter/inflation-warum-regt-uns-der-doenerpreis-so-

auf/100059249.html  

2 https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/inflation-doenerpreise-101.html 

 

Warum steigen nicht alle Preise gleich 
schnell? 
 
Die allgemeine Inflationsrate misst die Preisent-
wicklung eines durchschnittlichen, repräsentativen  
Warenkorbs. Es ist jedoch völlig normal, dass inner-
halb dieses Warenkorbs einzelne Preise deutlich 
stärker steigen als die gemeldete durchschnittliche 
Inflationsrate, während andere Güter unterdurch-
schnittlich im Preis zulegen oder sogar günstiger 
werden. Wenn beispielsweise Rohstoffe, Energie 
oder landwirtschaftliche Produkte teurer werden, 
schlägt sich dies direkt und überproportional auf Le-
bensmittel, Transport und Heizkosten nieder. 
Gleichzeitig können technische Geräte, Bekleidung 
oder bestimmte Dienstleistungen im Preis fallen. Da 
das Angebot und die Nachfrage in verschiedenen 
Sektoren unterschiedlich auf makroökonomische 
Schocks reagieren, ist die allgemeine Inflationsrate 
stets nur ein Durchschnittswert der gesamten 
Volkswirtschaft. 
 

Von der durchschnittlichen                     
zur individuellen Inflationsrate 

 
Wenn nun die Preise von ganzen Gütergruppen wie 
etwa Nahrungsmitteln oder Energie deutlich stär-
ker ansteigen als andere Gütergruppen, hat dies un-
terschiedliche Auswirkungen auf die persönlichen 
Inflationsraten von Haushalten. Menschen unter-
scheiden sich enorm in ihrem Konsumverhalten. 
Wer einen höheren Anteil seines Einkommens für 
exakt jene Gütergruppen aufwendet, deren Preise 

Fabian Knapp 

Was uns der Dönerpreisanstieg über individuelle                     

Inflationsraten und neue Erkenntnisse zur optimalen       

Geldpolitik verrät 

https://www.handelsblatt.com/unternehmen/handel-konsumgueter/inflation-warum-regt-uns-der-doenerpreis-so-auf/100059249.html
https://www.handelsblatt.com/unternehmen/handel-konsumgueter/inflation-warum-regt-uns-der-doenerpreis-so-auf/100059249.html
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/inflation-doenerpreise-101.html
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gerade besonders stark steigen, erlebt folglich eine 
wesentlich höhere persönliche Inflationsrate. 
 
Da Haushalte mit niedrigerem Einkommen naturge-
mäß einen weitaus größeren Anteil ihres verfügba-
ren Budgets für Dinge des täglichen Bedarfs – wie 
Miete, Energie und Lebensmittel – ausgeben müs-
sen, sind sie von Preisschocks bei notwendigen Gü-
tern besonders stark betroffen. 
 

Erkenntnisse der empirischen              
Forschung: Die Lücke zwischen Arm und 
Reich 
 
Dass individuelle Inflationsraten stark voneinander 
abweichen, ist nicht nur eine theoretische Überle-
gung, sondern ein durch umfangreiche Datenanaly-
sen gut belegtes Phänomen. Zwei richtungswei-
sende Studien haben dieses Problem anhand um-
fassender Einkaufsdaten aus den USA detailliert un-
tersucht und die Mechanismen offengelegt. Dabei 
greifen sie auf sogenannte „Scannerdaten“ zurück. 
Diese Daten werden sowohl von Haushalten, die 
alle ihre Einkäufe mit Hilfe eines Scanners und der 
aufgedruckten Strichcodes erfassen, als auch von 
Geschäften, die den Verkauf ihrer Produkte durch 
Scannen der Strichcodes erfassen, gesammelt. 
 
Kaplan und Schulhofer-Wohl (2017) zeigen in ihrer 
Arbeit zur Inflation auf Haushaltsebene, dass die in-
dividuellen Inflationsraten breit gestreut sind. Im 
vierten Quartal 2005 etwa lag die geringste be-           
obachtete individuelle Inflationsrate von Haushal-
ten bei -43% und die höchste bei 102%, wobei die In-
flationsrate für 80% der Haushalte zwischen -5% und 
10% lag.   
 
Interessanterweise entsteht ein großer Teil dieser 
enormen Heterogenität nicht durch völlig unter-
schiedliche Güterkategorien im Warenkorb, son-
dern dadurch, dass Haushalte unterschiedliche Prei-
se für die exakt gleichen Arten von Gütern zahlen. 
So kann ein vergleichbares Produkt, z.B. ein Apfel 
der Sorte Gala, unterschiedlich viel kosten, je nach-
dem ob er bei ALDI oder Edeka gekauft wurde, ob 
er in Bio-Qualität gekauft wurde und ob Rabattcou-
pons genutzt wurden. Dennoch wird deutlich: Haus-
halte mit niedrigeren Einkommen erleben eine sys-
tematisch höhere Inflation. Über den Zeitraum von 
2004 bis 2013 kumulierte sich die durchschnittliche 

Inflation für einkommensschwache Haushalte (un-
ter 20.000 US-Dollar Einkommen) in den USA auf 33 
Prozent, während sie für wohlhabende Haushalte 
(über 100.000 US-Dollar Einkommen) bei 25 Prozent 
lag. Dieser systematische Zusammenhang zwischen 
der Inflationsbelastung und dem Einkommensni-
veau führt dazu, dass die Ungleichheit der realen 
Einkommen deutlich schneller anwächst, als es der 
bloße Blick auf die nominalen Einkommen vermuten 
ließe.  
 
Argente und Lee (2021) bestätigen diese Erkennt-
nisse und untersuchen die dahinterliegenden An-
passungsmechanismen genauer. Auch sie finden er-
hebliche Inflationsunterschiede zwischen den Ein-
kommensgruppen. Die Differenz in der jährlichen 
Inflationsrate zwischen dem untersten und dem 
obersten Einkommensquartil betrug in den Vorkri-
senjahren (2004–2007) 0,22 Prozentpunkte und 
stieg während der Großen Rezession (2008–2013) 
signifikant auf 0,85 Prozentpunkte an. Argente und 
Lee erklären diese Lücke damit, dass reichere Haus-
halte in Rezessionen ihr Einkaufsverhalten wesent-
lich flexibler anpassen können. Sie wechseln zu Pro-
dukten geringerer Qualität, wechseln die Einkaufs-
stätten oder nutzen vermehrt Rabatte und Cou-
pons. Ärmere Haushalte kaufen hingegen oft schon 
vor einer Krise im unteren Preissegment und haben 
kaum noch Ausweichmöglichkeiten nach unten, 
wenn diese Preise massiv steigen. Dies zeigt, dass 
die Anpassungsspielräume ungleich verteilt sind 
und die Inflationsbelastung für einkommensschwa-
che Haushalte größer ist.  
 

Implikationen für die Geldpolitik 

 
Diese erheblichen Unterschiede in den individuellen 
Inflationsraten stellen nicht nur die Sozialpolitik, 
sondern insbesondere die Geldpolitik vor komplexe 
Herausforderungen. Zentralbanken orientieren sich 
bei ihren Zinsentscheidungen traditionell an aggre-
gierten Preisindizes, wie dem allgemeinen Verbrau-
cherpreisindex. Wenn aber die Preise von notwen-
digen Gütern unverhältnismäßig stark ansteigen 
und einkommensschwache Haushalte ungleich här-
ter treffen, stellt sich die Frage: Sollte die Geldpoli-
tik auf solche sektoralen Schocks anders reagieren 
als auf einen breit angelegten Preisanstieg? 
 
Während in den meisten makroökonomischen Mo-
dellen zumeist vereinfachend davon ausgegangen 
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wird, dass alle Haushalte denselben Warenkorb 
konsumieren und folglich exakt dieselbe Inflations-
rate erfahren, entwickeln Olivi, Sterk und Xhani 
(2025) ein Modell, das explizit berücksichtigt, dass 
Warenkörbe systematisch über Haushalte variieren. 
Die zentrale Annahme des Papiers und der grundle-
gende konzeptionelle Unterschied zum Großteil der 
Literatur ist, dass sich mit steigendem Einkommen 
die Zusammensetzung des Warenkorbs von Haus-
halten grundlegend verändert; der Anteil von Lu-
xusgütern steigt, während der Anteil von notwendi-
gen Gütern sinkt.  
 
Olivi, Sterk und Xhani zeigen theoretisch auf, dass 
die entscheidende Zielgröße für die Zentralbank 
dann nicht mehr der reguläre Verbraucherpreisin-
dex (CPI) ist, sondern ein „Marginaler Verbraucher-
preisindex“ (MCPI). Dieser marginale Index gewich-
tet die Sektoren danach, wofür die Haushalte ihr zu-
sätzliches (marginales) Geld etwa nach einer Ein-
kommenserhöhung ausgeben. Da Haushalte ihr zu-
sätzliches Einkommen relativ mehr für Luxusgüter 
und weniger für notwendige Güter (wie Lebensmit-
tel oder Energie) ausgeben, gewichtet der MCPI Lu-
xusgüter stärker und notwendige Güter schwächer 
als der reguläre CPI.  
 
Nehmen wir der Einfachheit halber nun einmal an, 
dass ein negativer Produktivitätsschock (z. B. teu-
rere Energie) nur den Sektor trifft, der notwendige 
Güter produziert und dass im MCPI nur Luxusgüter 
sind. Die Unternehmen aus dem Sektor, der not-
wendige Güter produziert, geben dann die höheren 
Kosten an die Konsumenten weiter und die CPI-In-
flation steigt. Da der Luxussektor von diesem spezi-
fischen Schock aber nicht direkt betroffen ist, blei-
ben die Preise und Preisaufschläge dort zunächst 
unverändert. Weil die Preisaufschläge im Luxussek-
tor stabil bleiben und diese Preise für die marginale 
Konsumentscheidung der Haushalte relevant sind, 
wird das marginale Arbeitsangebot der Haushalte 
nicht verzerrt. Die Outputlücke bleibt somit zu-
nächst geschlossen. Für die Geldpolitik entsteht ein 
Dilemma: Um die CPI-Inflation sofort vollständig zu 
stoppen, müsste die Zentralbank die Zinsen stark 
anheben. Dies würde jedoch die wirtschaftliche Ak-
tivität drosseln und zu einer Rezession mit einer ne-
gativen Outputlücke führen. Die optimale geldpoli-
tische Reaktion auf einen negativen Produktivitäts-
schock bei notwendigen Gütern fällt im Modell von 
Olivi, Sterk und Xhani folglich im Vergleich zu einer 

strikten CPI-Inflationssteuerung verhältnismäßig 
akkommodierend (locker) aus, die Zinsen steigen 
also weniger stark. Unter dieser optimalen Politik 
wird eine gewisse Erhöhung der CPI-Inflation tole-
riert, um einen konjunkturellen Einbruch zu vermei-
den.  
 

Fazit und Ausblick 
 

Die allgegenwärtige Debatte um die gestiegenen 
Preise in der Gastronomie ist somit weit mehr als 
nur ein mediales Phänomen. Sie offenbart die tief-
greifenden Unterschiede in den individuellen Infla-
tionsraten und lenkt den Blick darauf, dass Inflation 
ein ungleiches Phänomen darstellt. Haushalte am 
unteren Ende der Einkommensskala sind von Preis-
steigerungen bei notwendigen Gütern unverhältnis-
mäßig stark betroffen und haben – anders als wohl-
habende Haushalte – deutlich weniger Spielraum, 
ihr Konsumverhalten anzupassen. 
 

Für Zentralbanken ist die Heterogenität der indivi-
duellen Inflationsraten von Bedeutung, da sie wich-
tige Erkenntnisse darüber liefert, wie die Geldpolitik 
auf steigende Preise bei notwendigen Gütern rea-
gieren sollte. Kommt es durch einen asymmetri-
schen Angebotsschock zu solchen Preissteigerun-
gen, fällt die optimale geldpolitische Reaktion vor-
sichtiger aus, als es eine ausschließliche Orientie-
rung an der CPI-Inflation nahelegen würde. 
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